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Verpflichtungskredit für die Abgeltung von Leistungen des regionalen Personen-
verkehrs für die Jahre 2022-2025; Vernehmlassungsantwort 

Sehr geehrte Frau Bundesrätin 

Mit Schreiben vom 7. Oktober 2020 haben Sie die Kantonsregierungen und weitere 
Adressaten eingeladen, zum geplanten Verpflichtungskredit für die Abgeltung von Leis-
tungen des regionalen Personenverkehrs (RPV) für die Jahre 2022-2025 Stellung zu neh-
men. Wir danken für diese Gelegenheit und äussern uns wie folgt: 

Einschätzung des Abgeltungsbedarfs 
Der öffentliche Verkehr (öV) ist ein wichtiger Faktor des Erfolgsmodells Schweiz: Er ent-
lastet die Strassen, schont die Umwelt, sichert im gesamten Land ein ausgewogenes und 
attraktives Grundangebot an Mobilität, fördert den nachhaltigen Tourismus und stärkt den 
Wirtschaftsstandort Schweiz. Vor diesem Hintergrund begrüssen wir ausdrücklich, dass 
der Bundesrat gewillt ist, den RPV-Verpflichtungskredit 2022-2025 im Vergleich zur Vor-
periode um rund 295 Mio. auf total 4'398 Mio. Franken zu erhöhen. Der vorgeschlagene 
RPV-Verpflichtungskredit stützt sich auf den Finanzplan des Bundes, der im Juni 2020 auf 
Grundlage der neuesten Teuerungsannahmen aktualisiert wurde und davon ausgeht, das 
Wachstumsziel im RPV von real ein Prozent je Jahr für die nächste Verpflichtungskredit-
periode beizubehalten. Damit liegt der Kreditvorschlag des Bundesrates 64 Mio. Franken 
tiefer als die Einschätzung des Bundesamtes für Verkehr (BAV), die für den Zeitraum 
2022-2025 Abgeltungen von 4'462 Mio. Franken ausweist. 

Angesichts der erheblichen finanziellen Aufwände, die dem Bund mit dem dringlichen 
Bundesgesetz über die Unterstützung des öffentlichen Verkehrs in der Covid-19-Krise 
(AS 2020,3825) entstehen, können wir den leicht tieferen Kreditvorschlag des Bundesra-
tes nachvollziehen. Gleichzeitig verweisen wir auf die nachfolgenden Vorbehalte hinsicht-
lich der noch nicht abzuschätzenden Langzeitwirkung der Covid-19-Krise. 
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Finanzielle Folgen der Covid-19-Epidemie 
Finanzielle Defizite, die dem öV durch die Covid-19-Epidemie entstehen, sind ausdrück-
lich nicht Gegenstand des Verpflichtungskredits 2022-2025, sondern werden separat auf-
gearbeitet. Der Kanton St.Gallen begrüsst dieses Vorgehen. Mit dem eingangs erwähnten 
dringlichen Bundesgesetz wurde ein erster wichtiger Schritt getan. Letzteres beschränkt 
sich allerdings primär auf die Defizite 2020. Nur für einzelne Verkehrssparten ist auch für 
das Jahr 2021 eine Unterstützung vorgesehen. Welche finanziellen Folgen sich für den 
öV darüber hinaus ergeben, ist zum jetzigen Zeitpunkt kaum abschätzbar. Basierend auf 
den aktuellen Erkenntnissen muss jedoch davon ausgegangen werden, dass die Ver-
kaufserlöse im öV ihr ursprüngliches Niveau bis 2022 (und potenziell darüber hinaus) 
nicht mehr erreichen werden. 

In Einklang mit der Konferenz der kantonalen Direktoren des öffentlichen Verkehrs ver-
zichtet der Kanton St.Gallen zum jetzigen Zeitpunkt auf die Forderung nach einer 
Krediterhöhung. Dieser Verzicht ist jedoch mit der Erwartung verbunden, dass der Ver-
pflichtungskredit 2022-2025 nachträglich erhöht wird, sollte sich die absehbare Finanzie-
rungslücke aufgrund der mittel- und langfristigen Folgen der Covid-19-Epidemie bestäti-
gen. Andernfalls wären diese zusätzlichen Abgeltungen alleine durch die Kantone zu fi-
nanzieren, was wir dezidiert ablehnen. 

Bemerkungen zum erläuternden Bericht  
Ziff.  1.1.2 «Verpflichtungskredit RPV 2018-2021» 
Im letzten Absatz auf S. 13 wird erwähnt, dass sich der Verpflichtungskredit im Zeitraum 
2018-2021 auf 4'015 Mio. Franken beläuft — mit Verweis auf die folgende Tabelle. In der 
erwähnten Tabelle ist jedoch ein Verpflichtungskredit von total 4'010,7 Mio. aufgeführt. 

Ziff.  1.1.2 «Eingesetzte Mittel: Stand bei Halbzeit des ersten Verpflichtungskredits» 
Das auf S. 14 erwähnte Beispiel neuer Angebote der Frauenfeld-Wil-Bahn (FW) ist nicht 
korrekt. Der Viertelstundentakt der Linie St.Gallen—Teufen ist ein während der Bestellperi-
ode 2018-2019 eingeführtes Angebot der Appenzeller Bahnen und nicht der FW. 

Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Anliegen. 

Zustellung auch per E-Mail (pdf- und Word-Version) an: 
finanzierung@bav.admin.ch 
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